
 
 
 
 
 
 

S A T Z U N G 
 

Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für Kraftfahr-
zeuge und Abstellplätzen für Fahrräder 

 
(Stellplatzsatzung) 

 
Die Stadt Penzberg erlässt aufgrund des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI S. 796 ff.), 
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBI. S. 573), in  
Verbindung mit Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 und 4 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der  
Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), die 
zuletzt durch die §§ 12 und 13 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 605) und 
durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 619) geändert worden ist,  
folgende Satzung über die Anzahl, Herstellung, Gestaltung und Ablösung von Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge und Abstellplätzen für Fahrräder (Stellplatzsatzung). 
 

§ 1  
Anwendungsbereich 

 
1) Die Satzung gilt für die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Anlagen im 

Sinne des Art. 1 Abs. 1 BayBO für das gesamte Gemeindegebiet der Stadt Penzberg. 
Ausgenommen sind, wenn sie zu Wohnzwecken erfolgen, Nutzungsänderungen, der 
Ausbau von Dachgeschossen, der Einbau weiterer Wohnungen in bestehende  
Wohngebäude und die Aufstockung von Wohngebäuden (Art. 81 Abs. 1 Nr. 4b, zweiter 
Halbsatz BayBO). 

 
2) Regelungen in Bebauungsplänen oder anderen städtebaulichen Satzungen, die von den 

Regelungen dieser Satzung abweichen, haben Vorrang. 
 

§ 2  
Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen 

 
1) Bei der Errichtung von Anlagen, für die ein Zu- oder Abfahrtsverkehr mit Kraftfahrzeugen 

zu erwarten ist, sind Stellplätze herzustellen. Bei der Änderung oder Nutzungsänderung 
von Anlagen sind Stellplätze herzustellen, wenn dadurch zusätzlicher Zu- oder  
Abfahrtsverkehr zu erwarten ist. 

 
2) Die Anzahl der herzustellenden Abstellplätze für Fahrräder bemisst sich nach der Anlage 

2. Die Anlage 2 ist Bestandteil der Satzung. 
 

3) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge bemisst sich nach der Anlage 
3. Die Anlage 3 ist Bestandteil der Satzung.  

 
4) Die Richtzahlen in der Anlage 3 sind so bemessen, dass diese der Rechtsverordnung 

(Anhang zu § 11 des Ersten Modernisierungsgesetzes Bayern vom 23.12.2024  
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 24/2024 – Seiten 616 bis 618) 
entsprechen oder eine geringere Zahl notwendiger Stellplätze festlegen. Sollte die  
Anlage 3 der Stellplatzsatzung für einzelne Nutzungen eine höhere Zahl notwendiger 
Stellplätze festlegen, so gilt die Festlegung der Zahl der Stellplätze entsprechend dem 
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Anhang zu § 11 des Ersten Modernisierungsgesetzes Bayern vom 23.12.2024  
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 24/2024 – Seiten 616 bis 618)). 

 
5) Der Vorplatz vor den Garagen oder Carports (Stauraum) mit mindestens 5 m Länge wird 

für Wohngebäude mit bis zu vier Wohneinheiten als Stellplatz im Sinne dieser Satzung 
angerechnet, sofern der Stauraum und der Garagenstellplatz nur einer Wohneinheit  
zugeordnet werden.  

 
6) Bei Gebäuden mit mehr als sechs Wohneinheiten sind mindestens 65% der Stellplätze 

in einer Tiefgarage oder einem integrierten Parkdeck zu errichten. 
 
7) Bei Stellplatzanlagen mit mehr als 20 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge sind die Stellplätze 

in einer Tiefgarage, einem Parkhaus, einem automatischen Parksystem oder in das 
Haupt- oder Nebengebäude zu integrieren. Hiervon ausgenommen sind Stellplätze für 
Menschen mit Behinderungen. Für nachfolgende Nutzungen entsprechend den in der 
Anlage 3 dargestellten Richtzahlen für Kraftfahrzeuge sind die Stellplätze erst bei  
Stellplatzanlagen mit mehr als 80 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge in einer Tiefgarage,  
einem Parkhaus, einem automatischen Parksystem oder in das Haupt- oder  
Nebengebäude zu integrieren. 
Hiervon sind mindestens 50 % der Stellplätze zu überdachen und mit Dachbegrünung 
oder Photovoltaikanlagen auszuführen, die die Anzahl von 20 Stellplätzen überschreiten. 
• Nrn. 5.1 bis 5.4 (Sportplätze und Sporthallen) 
• Nr. 7.1 (Krankenhäuser) 
• Nr. 8 (Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung) 
• Nr. 9.1 (Handwerks- und Industriebetriebe) 
• Nr. 10.1 (Kleingartenanlagen / Freizeitgartenanlagen) 
• Nr. 10.2 (Friedhöfe) 
In Anlage 4 sind Beispielberechnungen zur Bestimmung der Mindestanzahl der zu  
überdachenden Stellplätze dargestellt. 

 
8) Die Richtzahlen entsprechen dem durchschnittlichen Bedarf. Für bauliche Anlagen oder 

Nutzungen, die in den Richtzahlen nicht erfasst sind, ist der Stellplatzbedarf nach den  
besonderen Verhältnissen im Einzelfall unter sinngemäßer Berücksichtigung der  
Richtzahlen für Verkehrsquellen mit vergleichbarem Stellplatzbedarf zu ermitteln. 

 
9) Für Anlagen mit regelmäßigem An- und Auslieferverkehr ist auch eine ausreichende  

Anzahl von Stellplätzen für Lastkraftwagen nachzuweisen. Auf ausgewiesenen  
Ladezonen für den Lieferverkehr dürfen keine Stellplätze nachgewiesen werden. 

 
10) Für Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr durch Autobusse zu erwarten ist, ist auch 

eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Busse nachzuweisen. 
 
11) Für Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr durch zweirädrige Kraftfahrzeuge zu  

erwarten ist, ist auch ein ausreichender Platz zum Abstellen dieser Zweiräder  
nachzuweisen. 

 
12) Werden Anlagen verschiedenartig genutzt, so ist der Stellplatzbedarf für jede Nutzung 

(Verkehrsquelle) getrennt zu ermitteln. Anschließend sind die jeweiligen Zahlen zu  
addieren. Die Gesamtanzahl der erforderlichen Stellplätze wird durch mathematische 
Rundung auf eine ganze Zahl festgesetzt. 
Eine gegenseitige Anrechnung ist bei zeitlich getrennter Nutzung möglich. 

 
13) Bei der Ermittlung des Stellplatzbedarfes für eine geänderte Nutzung werden bereits 

nachgewiesene Kfz-Stellplätze aus früheren Nutzungen angerechnet. Das Gleiche gilt 
für frühere Nutzungen, für die im Rahmen einer baurechtlichen Genehmigung kein  
Stellplatznachweis gefordert war, wobei hier ein fiktiver Stellplatzbedarf unter Beachtung 
der Richtzahlen gemäß Anlage I zu ermitteln ist. Bereits abgelöste Stellplätze aus  
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früheren Nutzungen gelten für geänderte Nutzungen weiter fort. 
 

14) Berechtigungen zur Nutzung des öffentlichen Raumes für das Abstellen von  
Kraftfahrzeugen (z. B. Anwohnerparkausweise) werden nicht auf den zu führenden  
Gesamtstellplatznachweis angerechnet und begründen keinen Anspruch auf Gewährung 
einer Stellplatzablöse gemäß § 6 dieser Satzung. 
 

§ 3  
Ermäßigung der Zahl der notwendigen Stellplätze 

 
1) Innerhalb den zentralen Versorgungsbereichs (ZV), der im Wesentlichen Grundstücke  

entlang der Bahnhofstraße mit angrenzendem Bereich erfasst (Anlage 1) werden für  
bestimmte Nutzungen, die innerhalb des ZV begünstigt werden, eine geringere Zahl  
notwendiger Stellplätze gegenüber dem sonstigen Stadtgebiet festgelegt (Richtzahlen 
Nrn. 1.2, 2.1, 2.3, 2.5, 3.1, 6.1) 

 
2) Eine Ermäßigung der notwendigen Stellplätze kann auch durch ein qualifiziertes  

Mobilitätskonzept erfolgen, welches geeignet ist, den Bedarf der Nutzer der baulichen 
Anlage nach Stellplätzen zu reduzieren. Das Mobilitätskonzept ist gegenüber der Stadt 
durch eine Verpflichtungserklärung abzusichern. 

 
Das Mobilitätskonzept zur Reduzierung der Stellplätze ist bei Wohnbauvorhaben ab zehn 
Wohneinheiten anwendbar. Voraussetzung sind unter anderem eine gute ÖPNV- 
Anbindung und Nahversorgung sowie das Angebot alternativer Mobilitätsangebote. 
Sämtliche Mobilitätsangebote sind leicht zugänglich und einfach in der Handhabung zu 
gestalten. Die Bewohnerinnen/Bewohner sind ausreichend darüber zu informieren. Das 
Mobilitätskonzept hat das Ziel, die erforderlichen Kriterien nachvollziehbar darzustellen 
und benennt die Voraussetzungen für eine Reduzierung des Stellplatzrichtwerts.  

 
Die wesentlichen Kriterien für die Reduzierung des Stellplatzschlüssels sind folgend  
aufgeführt. Dazu gehören: 
Eine gute ÖPNV-Anbindung (Regional Bahn, Bus), 
Zugang zu Carsharing-Angeboten, 
eine Abstellfläche für fahrradbasierte Sharing-Angebote und mindestens einem Angebot 
für Lastentransporte. 
 

Sind die Kriterien nicht vollständig erfüllt, ist ein individuelles, mit der Stadtverwaltung 
Penzberg abgestimmtes Mobilitätskonzept erforderlich. 
 

Die Entscheidung, ob das jeweilige Mobilitätskonzept zu einer Reduzierung des  
Stellplatzbedarfs führt, ist im Einzelfall zu prüfen und liegt im Ermessen der Stadt  
Penzberg. 

 
§ 4  

Herstellung der Stellplätze 
 
1) Die nach §§ 2 und 3 dieser Satzung erforderlichen Stellplätze sind auf dem  

Baugrundstück oder auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks 
herzustellen. Bei Herstellung der Stellplätze auf einem geeigneten Grundstück in der 
Nähe des Baugrundstücks ist dessen Benutzung für diesen Zweck gegenüber dem 
Rechtsträger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich zu sichern. 

 
2) Die Inanspruchnahme derselben Stellplätze durch zwei oder mehrere Nutzungen mit  

unterschiedlichen Geschäfts- oder Öffnungszeiten (Wechselnutzung) kann zugelassen 
werden, wenn sichergestellt ist, dass keine Überschneidungen der Benutzung des  
Stellplatzes auftreten und keine negativen Auswirkungen auf den Verkehr in der  
Umgebung zu erwarten sind. 
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§ 5  
Stellplatzablösungsvertrag 

 
1) Der Stellplatznachweis kann innerhalb des Geltungsbereichs des Innenstadtbereichs 

(Anlage 1) durch Abschluss eines Ablösungsvertrages zwischen dem Bauherrn und der 
Stadt Penzberg erfüllt werden, wenn der Bauherr die Stellplätze oder Garagen nicht auf 
seinem Grundstück oder auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe herstellen kann. 
Der Abschluss eines Stellplatzablösungsvertrages liegt im Ermessen der Stadt  
Penzberg. 
 

2) Die Höhe der Ablösebeträge für Stellplätze nach Art. 47 Abs. 3 Nr. 3 BayBO, wird je 
KFZ-Stellplatz, wie folgt festgesetzt: 
 
17.000 €  bei Neubauten für Wohnnutzungen gemäß Ziffer 1 der Richtzahlen 
12.000 €  bei Erweiterungen (An- und Umbauten) sowie Nutzungsänderungen  

bestehender Anlagen für Wohnnutzungen gemäß Ziffer 1 der Richtzahlen 
10.000 € bei Neubauten sowie Erweiterungen (An- und Umbauten) sowie Nutzungs-

änderungen bestehender Anlagen für sonstige Nutzungen gemäß Ziffern 2 
bis 10 der Richtzahlen 

5.000 € bei Sanierungen bzw. Nutzungsänderungen von Baudenkmälern (Einzel-
denkmal nach Denkmalliste) 

 
3) Die Höhe der Ablösebeträge für Stellplätze nach Art. 47 Abs. 3 Nr. 3 BayBO wird je 

Fahrradabstellplatz auf 2.000 € festgesetzt. 
 
4) Der Ablösungsvertrag ist vor Erteilung der Baugenehmigung abzuschließen bzw. we-

sentliche Voraussetzung für die Genehmigungsfreistellung nach Art. 58 der bayerischen 
Bauordnung (BayBO).  

 
5) Der Ablösungsbetrag ist innerhalb von 3 Monaten nach Rechtswirksamkeit der Bauge-

nehmigung bzw. innerhalb von 3 Monaten nach Mitteilung der Genehmigungsfreistellung 
zur Zahlung fällig. Der Stadt Penzberg steht es frei, Sicherheiten in geeigneter Form zu 
verlangen.  

 
6) Die Ablösebeträge für KFZ-Stellplätze sind von der Stadt zweckgebunden für die Her-

stellung zusätzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Modernisie-
rung bestehender öffentlicher Parkplätze für den Innenstadtbereich zu verwenden. 

 
7) Die Ablösebeträge für Fahrradabstellplätze sind von der Stadt zweckgebunden für die 

Herstellung zusätzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Moderni-
sierung bestehender öffentlicher Fahrradabstellanlagen zu verwenden. 

 
§ 6  

Anforderungen an die Herstellung 
 
1) Für Stellplätze in Garagen gelten die baulichen Anforderungen der Verordnung über den 

Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze vom  
30. November 1993 in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

 
2) Im Übrigen sind Stellplätze in ausreichender Größe und in Abhängigkeit der beabsich-

tigten Nutzung herzustellen. Es gilt Art. 7 BayBO. 
 

§ 7  
Abweichungen 

 
Abweichungen von den Vorschriften dieser Satzung können zugelassen werden (Art. 63 
Abs. 3 BayBO). Diese sind schriftlich zu beantragen und zu begründen.  
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4) Bei Stellplatzanlagen mit mehr als 20 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge sind die Stellplätze 
in einer Tiefgarage, einem Parkhaus, einem automatischen Parksystem oder in das 
Haupt- oder Nebengebäude zu integrieren. 
Hiervon ausgenommen sind Stellplätze für Menschen mit Behinderungen. 
Für nachfolgende Nutzungen entsprechend den in der Anlage 3 dargestellten  
Richtzahlen für Kraftfahrzeuge sind die Stellplätze erst bei Stellplatzanlagen mit mehr 
als 80 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge in einer Tiefgarage, einem Parkhaus, einem  
automatischen Parksystem oder in das Haupt- oder Nebengebäude zu integrieren.  
Hiervon sind mindestens 50 % der Stellplätze zu überdachen und mit Dachbegrünung 
oder Photovoltaikanlagen auszuführen, die die Anzahl von 20 Stellplätzen überschreiten. 
• Nrn. 5.1 bis 5.4 (Sportplätze und Sporthallen) 
• Nr. 7.1 (Krankenhäuser)  
• Nr. 8 (Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung) 
• Nr. 9.1 (Handwerks- und Industriebetriebe) 
• Nr. 10.1 (Kleingartenanlagen / Freizeitgartenanlagen) 
• Nr. 10.2 (Friedhöfe) 
 

5) Der Stauraum zwischen der öffentlichen Verkehrsfläche und der Garage / Tiefgarage 
bzw. des Carports darf auf die Breite der Garage / Tiefgaragenzufahrt bzw. des Carports 
zur öffentlichen Verkehrsfläche weder eingefriedet noch durch Ketten oder andere  
feste Einrichtungen abgegrenzt werden.  

 
6) Garagen mit Flachdach oder flachgeneigtem Pultdach bis zu einer Dachneigung von 8° 

sind mit Dachbegrünung oder Photovoltaikanlagen auszuführen. 
 
7) Garagen und offene Garagen (Carports), die längsseitig zu öffentlichen Verkehrsflächen 

(auch öffentlich gewidmeten Straßen, Wegen und Plätzen) angeordnet werden, sind 
mindestens 1 Meter von der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche abzurücken. Der 
dabei entstehende Grünstreifen ist so zu bepflanzen, dass es zu keiner Beeinträchtigung 
des Verkehrs kommt. 

 
8) Es ist eine ausreichende Bepflanzung und naturnahe Ausführung der Zufahrten und 

Stellflächen vorzusehen. Die Bepflanzung darf zu keiner Sichtbehinderung des An- und 
Abfahrtsverkehrs führen. Stellplätze sowie Abstellplätze sind ausreichend mit  
stadtklimafesten, orts- und landschaftstypischen Bäumen und durch die Herstellung von 
Magerstandorten mit der Bepflanzung heimischer Staudengewächse sowie Aussaat  
heimischer Wildblumen einzugrünen und gärtnerisch so anzulegen, dass sie  
abgeschirmt sind. Eine Befahrbarkeit der angelegten Grünflächen muss vermieden  
werden.  
 
Bei Stellplatzanlagen mit mehr als 4 nebeneinanderliegenden oberirdischen Stellplätzen 
sind jeweils 4 Stellplätze durch einen Laubbaum und durch die Herstellung geeigneter 
Magerstandorte in Gruppen zu unterteilen (Variante 1). Alternativ hierzu ist auch die  
Errichtung eines Pflanzstreifens am Ende der Stellplätze zulässig (Variante 2). Die zu 
begrünenden Flächen müssen durch eine Bordsteinumrandung gesichert und  
erkenntlich sein. Eine Überfahrbarkeit der Grünflächen durch Kraftfahrzeuge ist  
unzulässig. 
 
Der Laubbaum muss einen Stammumfang von mindestens 16 cm, gemessen in 1 m 
Höhe vom Erdboden, aufweisen. Für den Wurzelbereich muss eine Pflanzgrube von  
2 m x 3 m Grundfläche mit einem Volumen von min. 10 m3 vorgesehen werden. In  
Ausnahmefällen kann die Unterteilung in Stellplatzgruppen entfallen, wenn dafür die 
Baumstandorte bzw. Magerstandorte an den Kopfenden in entsprechender Anzahl  
vorgesehen werden und dadurch eine Eingrünung der Grundstücksgrenzen erreicht 
wird. Bei Stellplatzanlagen von mehr als 1.000 m2 Gesamtfläche sind die Gruppen  
zusätzlich durch weitere Gehölzpflanzungen zu unterteilen. Die Bepflanzung ist  
dauerhaft zu unterhalten. 
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Vorgang der Neuanlage sowie Pflege von Magerstandorten: 
1. Auskoffern bis zur Wurzeltiefe von 10 cm – 20 cm sowie sämtlicher Ritzen 
2. Auffüllen mit unkrautfreiem, mineralischem Substrat (Kies, Schotter) mit einer  

Korngröße von 1 mm – 32 mm 
3. Auftragen (Nicht einarbeiten!) von 1 cm – 4 cm (unkrautfreien!) Kompost  

(Nicht Humus!) aus Grünschnitt 
4. Pflanzung heimischer Stauden (mindestens 1 Stück/m2). 
5. Aussaat heimischer Wildblumen 
6. Boden oberflächig glatt rechen 
7. 1. & 2. Jahr nach Anlage Unkraut jäten sowie jährlich 1 x mähen mit Mähgutabfuhr 

(Juli – November) 
 

Zeichnerische Darstellung der Untergliederung der Stellplätze: 
Variante 1: 
 

 
 

 
 

Variante 2:  
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9) Aneinandergebaute Grenzgaragen sind hinsichtlich Höhe, Dachform und  
Dachgestaltung einander anzupassen und durch Bepflanzung zu untergliedern. Die  
Bepflanzung darf eine maximale Höhe von 80 cm betragen und zu keiner  
Sichtbehinderung des An- und Abfahrtsverkehrs führen. 

 
10) Zwischen Carports und öffentlicher Verkehrsfläche müssen Zu- und Abfahrten von  

mindestens 3 Meter Länge vorhanden sein. Abweichungen können gestattet werden, 
wenn wegen der Sicht auf die öffentliche Verkehrsfläche keine Bedenken bestehen. 

 
Zwischen Garagen und öffentlicher Verkehrsfläche müssen Zu- und Abfahrten von  
mindestens 5 Meter Länge vorhanden sein. Abweichungen hiervon können zugelassen 
werden, wenn ein Mindestabstand von 3 m zur öffentlichen Verkehrsfläche eingehalten 
wird und keine Bedenken hinsichtlich des Orts- und Straßenbildes, der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs sowie der Sicherheit von Fußgängern bestehen. 

 
11) Zufahrten von der öffentlichen Verkehrsfläche zu Stellplatzanlagen bzw.  

Garagenanlagen dürfen eine Breite von 6,0 m je Baugrundstück und je  
Erschließungsstraße nicht überschreiten. Eine Anordnung von mehr als 2  
Senkrechtparkern je Baugrundstück an der öffentlichen Verkehrsfläche ist nicht zulässig.  

 
 Sofern die maximal 6,0 m breite Zufahrt je Baugrundstück und je Erschließungsstraße 

auf zwei jeweils maximal 3,0 m breite Zufahrten aufgeteilt wird, darf 
 die Zuwegung zwischen den Zufahrten maximal 1,50 m betragen (Alternative 1) oder  

 ist ein Abstand von mindestens 14 m zwischen den beiden Zufahrten einzuhalten  
(Alternative 2) 



9 

 
 
 
12) Abweichend von Absatz 11 darf bei Grundstücken mit einer der Erschließungsstraße  

zugewandten Grundstückslänge von mehr als 20 m die Zufahrtsbreite maximal 30 von 
Hundert (30%) der der Erschließungsstraße zugewandten Grundstückslänge betragen. 
Diese Zufahrtsbreite kann auch auf bis zu 2 Zufahrten mit einem Mindestabstand von 
14 m zwischen den Zufahrten aufgeteilt werden. Hierbei darf jedoch eine maximale  
Gesamtbreite der Zufahrten von 12 m je Baugrundstück nicht überschritten werden. Bei 
übergroßen Grundstücken oder Grundstücken mit Sondernutzungen können im  
Einzelfall Ausnahmen zugelassen werden. 

 

13)  Sonstige öffentlich-rechtliche Anforderungen an Stellplätze sind zu beachten. 
 
 

Anlagen zur Stellplatzsatzung vom 13.10.2025 
 
Anlage 1  
Geltungsbereich des zentralen Versorgungsbereichs (ZV)  
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Anlage 2 zu § 2 Abs. 2 
 

Richtzahlen für den Stellplatzbedarf für Fahrräder 
 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze für Fahrräder 

1 Gebäude mit Wohnungen 2 Abstellplätze je Wohneinheit 

2 Läden sowie Waren- und Geschäfts-
häuser (einschließlich Einkaufszentren, 
großflächigen Einzelhandelsbetrieben) 
außerhalb des zentralen Versorgungs-
bereichs (ZV) (Anlage 1) 

1 Abstellplatz je 100 m2 Verkaufsfläche 
für den Kundenverkehr 

3 Gaststätten außerhalb des zentralen 
Versorgungsbereichs (ZV) 

1 Abstellplatz je 30 m2 Gastfläche, 
 

4 Schulen 5 Abstellplätze je Klasse 

5 Handwerks- und Industriebetriebe 1 Abstellplatz je 10 Beschäftigte 

 

Anlage 3 zu § 2 Abs. 3 
 

Richtzahlen für den Stellplatzbedarf für Kraftfahrzeuge 
 

Ergibt sich bei der Berechnung eine Bruchzahl, so ist die Anzahl der Stellplätze ab Komma 
fünf (..,5) auf die nächsthöhere ganze Zahl aufzurunden.  
 
Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze für Kraftfahrzeuge  hiervon 

Besucher 
in %  

1. Wohngebäude   

1.1 Gebäude mit Wohnungen 1 Stellplatz je Wohneinheit bis 40 m2 
Wohnfläche, 
1,3 Stellplätze je Wohneinheit bis 65 m2  
Wohnfläche, 
2 Stellplätze je Wohneinheit ab 65 m2  
Wohnfläche. 
 

-- 

1.2 Gebäude mit Wohnungen inner-
halb des zentralen Versorgungs-
bereichs (ZV) (Anlage 1) 

1 Stellplatz je Wohneinheit bis 120 m2 
Wohnfläche,  
2 Stellplätze je Wohneinheit ab 120 m2  
Wohnfläche. 

-- 

1.3 Öffentlich geförderter Wohn-
raum  
 
a) Kommunaler Wohnungsbau 

mit dem kommunalen Wohn-
raumförderprogramm  
 

b) Mietwohnungen, für die eine 
Bindung nach dem Bayeri-
schen Wohnraumförderungs-
gesetz besteht 

0,5 Stellplätze je Wohnung -- 

1.4 Gebäude für betreutes 
Wohnen 

0,5 Stellplätze je Wohnung -- 
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1.5 Kinder-, Schüler- und  
Jugendwohnheime  

1 Stellplatz je 20 Betten,  
mindestens 2 Stellplätze 

75 

1.6 Studentenwohnheime 1 Stellplatz je 5 Betten 10 

1.7 Schwestern-/Pflegewohnheime, 
Arbeitnehmerwohnheime u. ä. 

1 Stellplatz je 4 Betten 10 

1.8 Altenwohnheime, Altenheime, 
Langzeit- und Kurzzeitpflege-
heime, Tagespflegeeinrichtun-
gen u. ä. 

1 Stellplatz je 15 Betten bzw. Pflegeplätze,  
mindestens 2 Stellplätze 

50 

1.9 Obdachlosenheime, Gemein-
schaftsunterkünfte für Leis-
tungsberechtigte nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 

1 Stellplatz je 30 Betten,  
mindestens 2 Stellplätze 

10 

2. Gebäude mit Büro-, Verwal-
tungs- und Praxisräumen 

  

2.1 Büro- und Verwaltungsräume 
innerhalb des zentralen Versor-
gungsbereichs (ZV) 
(Anlage 1) 

1 Stellplatz je 50 m2 Nutzungsfläche nach  
DIN 277  

-- 

2.2 
 

Büro- und Verwaltungsräume 
außerhalb des zentralen Versor-
gungsbereichs (ZV)  

1 Stellplatz je 40 m² Nutzungsfläche nach  
DIN 277 

20 

2.3 Räume mit erheblichem Besu-
cherverkehr, (Schalter-, Abferti-
gungs- oder Beratungsräume, 
Arztpraxen und dergleichen) in-
nerhalb des zentralen Versor-
gungsbereichs (ZV) (Anlage 1) 

1 Stellplatz je 50 m² Nutzungsfläche nach  
DIN 277,  

-- 

2.4 Räume mit erheblichem Be-su-
cherverkehr, (Schalter-, Abferti-
gungs- oder Beratungsräume, 
Arztpraxen und dergleichen) au-
ßerhalb des zentralen Versor-
gungsbereichs (ZV) 

1 Stellplatz je 30 m² Nutzungsfläche nach  
DIN 277, mindestens 3 Stellplätze 

75 

2.5 
 

Räume für freiberufliche oder 
ähnliche Tätigkeiten innerhalb 
des zentralen Versorgungsbe-
reichs (ZV) (Anlage 1)  

1 Stellplatz je 50 m2 Hauptnutzfläche -- 

2.6 Räume für freiberufliche oder 
ähnliche Tätigkeiten außerhalb 
des zentralen Versorgungsbe-
reichs (ZV)  

1 Stellplatz je 40 m2 Hauptnutzfläche 20 

3. Verkaufsstätten   

3.1 Läden sowie Waren- und Ge-
schäftshäuser (einschließlich 
Einkaufszentren, großflächigen 
Einzelhandelsbetrieben) 
innerhalb des zentralen Versor-
gungsbereichs (ZV)  (Anlage 1) 

1 Stellplatz je 100 m2 Verkaufsfläche für den 
Kundenverkehr,  

-- 



13 

3.2 Läden sowie Waren- und Ge-
schäftshäuser (einschließlich 
Einkaufszentren, großflächigen 
Einzelhandelsbetrieben) 
außerhalb des zentralen Versor-
gungsbereichs (ZV) 

1 Stellplatz je 40 m2 Verkaufsfläche für den 
Kundenverkehr 

75 

3.3 Möbelhaus über 1.000 m² 1 Stellplatz je 100 m2 Verkaufsfläche für den 
Kundenverkehr 

75 

4. Versammlungsstätten   

4.1 Versammlungsstätten (z. B. 
Theater, Kinos, Vortragssäle) 

1 Stellplatz je 10 Sitzplätze 90 

4.2 Kirchen 1 Stellplatz je 30 Sitzplätze 90 

5. Sportstätten   

5.1 Sportplatz ohne Besucher- 
plätze (z. B. Trainingsplätze) 

1 Stellplatz je 300 m2 Sportfläche -- 

5.2 Sportplätze und Sportstadien 
mit Besucherplätzen 

1 Stellplatz je 300 m2 Sportfläche,  
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze 

- 

5.3 Turn- und Sporthallen ohne Be-
sucherplätze 

1 Stellplatz je 50 m2 Hallenfläche -- 

5.4 Turn- und Sporthallen mit Besu-
cherplätzen 

1 Stellplatz je 50 m2 Hallenfläche,  
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze 

-- 

5.5 Freibäder und Freiluftbäder 1 Stellplatz je 300 m2 Grundstücksfläche -- 

5.6 Hallenbäder ohne Besucher-
plätze 

1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen -- 

5.7 Hallenbäder mit Besucherplät-
zen 

1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen,  
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze 

-- 

5.8 Tennisplätze, Squashanlagen 
oder ähnliches ohne Besucher-
plätze 

2 Stellplätze je Spielfeld -- 

5.9 Tennisplätze, Squashanlagen 
oder ähnliches mit Besucher-
plätzen 

2 Stellplätze je Spielfeld,  
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze 

-- 

5.10 Minigolfplätze 6 Stellplätze je Minigolfanlage -- 

5.11 Kegel- und Bowlingbahnen 2 Stellplätze je Bahn -- 

5.12 Bootshäuser und Bootsliege-
plätze 

1 Stellplatz je 5 Boote -- 

5.13 Fitnesscenter 
 

1 Stellplatz je 40 m2 Sportfläche -- 

6. Gaststätten und Beherber-
gungsbetriebe 

  

6.1 Gaststätten innerhalb des zent-
ralen Versorgungsbereichs (ZV) 
(Anlage 1) 

1 Stellplatz je 50 m2 Gastfläche, 
 

-- 

6.2 Gaststätten außerhalb des zent-
ralen Versorgungsbereichs (ZV) 

1 Stellplatz je 10 m2 Gastfläche,  
 

75 
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 Kantine bei ausschließlicher Nutzung durch die Be-
schäftigten kein eigener Stellplatzbedarf 

-- 

6.3 Spiel- und Automatenhallen, Bil-
lard-Salons, sonstige  
Vergnügungsstätten 

1 Stellplatz je 20 m² Nutzfläche nach DIN 277, 
mindestens 3 Stellplätze 

90 

6.4 Hotels, Pensionen, Kurheime 
und andere Beherbergungsbe-
triebe 

1 Stellplatz je 6 Betten, bei Restaurationsbe-
trieb Zuschlag nach Nrn. 6.1 bis 6.3 

75 

6.5 Jugendherbergen 1 Stellplatz je 15 Betten 75 

7. Krankenanstalten   

7.1 Krankenhäuser 1 Stellplatz je 6 Betten 60 

7.2 Sanatorien, Kuranstalten, An-
stalten für langfristige Kranke 

1 Stellplatz je 4 Betten 25 

7.3 Ambulanzen 1 Stellplatz je 30 m² Nutzfläche nach DIN 277, 
mindestens 3 Stellplätze 

75 

8. Schulen, Einrichtungen der 
Jugendförderung 

  

8.1 Schulen, Berufsschulen,  
Berufsfachschulen 

1 Stellplätze je Klasse, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 10 Schüler über 18 
Jahre 

10 

8.2 Hochschulen 1 Stellplatz je 10 Studierende -- 

8.3 Tageseinrichtungen für mehr als 
12 Kinder 

1 Stellplatz je 30 Kinder, mindestens 2 Stell-
plätze 

-- 

8.4 Tageseinrichtungen bis zu 12 
Kinder 

1 Stellplatz  -- 

8.5 Jugendfreizeitheime und dgl. 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze -- 

8.6 Berufsbildungswerke, Ausbil-
dungswerkstätten und dergl. 

1 Stellplatz je 10 Auszubildende -- 

9. Gewerbliche Anlagen  -- 

9.1 Handwerks- und Industriebe-
triebe 

1 Stellplatz je 80 m2 Nutzfläche nach DIN 277 
oder je 3 Beschäftigte. 

10 

9.2 Lagerräume, Lagerplätze, Aus-
stellungsplätze, Verkaufsplätze 

1 Stellplatz je 150 m2 Nutzfläche nach DIN 277 
oder je 3 Beschäftigte.  

-- 

9.3 Kraftfahrzeugwerkstätten 5 Stellplätze je Wartungs- oder Reparaturstand -- 

9.4 Tankstellen  Bei Einkaufsmöglichkeit über Tankstellenbedarf 
hinaus: Zuschlag nach Nr. 3.1 oder 3.2 (ohne 
Besucheranteil) 

-- 

9.5 Automatische Kraftfahrzeug-
waschanlagen  

5 Stellplätze je Waschanlage 
(Zusätzlich muss ein Stauraum für mindestens 
3 Kraftfahrzeuge vorhanden sein) 

-- 




